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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
1. Abgeordnete
Inge

Höger
(DIE LINKE.)

We
mat
sun
lche deutschen Unternehmen haben nach Infor-
ionen der Bundesregierung derzeit Niederlas-
gen oder Repräsentanten in Libyen?
2. Abgeordnete
Inge

Höger

(DIE LINKE.)

We
Bun
Wa
bye
lche deutschen Firmen liefern nach Kenntnis der
desregierung derzeit Rüstungsgüter, sonstige

ffen, Munition oder Sicherheitstechnik nach Li-
n?
3. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
die
Firm
scha
der
lche Kenntnisse hat die Bundesregierung über
Höhe ausstehender Forderungen von Seiten der

a ThyssenKrupp AG oder deren Tochtergesell-
ften gegenüber dem griechischen Staat wegen
Bestellung bzw. Lieferung von U-Booten?
4. Abgeordneter
Klaus

Barthel

(SPD)

Wie
sche
kris
che
bewertet die Bundesregierung die hohen deut-
n Rüstungsexporte im Jahr 2010 an die Euro-

enländer Portugal (811 Mio. Euro) und Grie-
nland (403 Mio. Euro), und welche Entwicklung

der Exporte erwartet die Bundesregierung für das
Jahr 2011 und die folgenden Jahre in diese Ziellän-
der?
5. Abgeordneter
Klaus

Barthel

(SPD)

Stre
bar
die
nich
bt die Bundesregierung eine europäische Verein-
ung zur Reduzierung von Rüstungsexporten in
Eurokrisenländer an, und wenn nein, warum
t?
6. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann
(DIE LINKE.)

We
eine
Güt
länd
lche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über
unzureichende wohnortnahe Versorgung mit

ern des täglichen Bedarfs in dünner besiedelten,
lichen Regionen insbesondere hinsichtlich der

sozialen und ökologischen Wirkungen, und welchen
Stellenwert hat nach Ansicht der Bundesregierung
die flächendeckende Versorgung mit Gütern des täg-
lichen Bedarfs bei der Rettung und Fortführung des
Unternehmens Schlecker?
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7. Abgeordneter
Manfred

Nink

(SPD)

We
Bun
men
euro
lche konkreten Maßnahmen und Schritte hat die
desregierung bislang eingeleitet bzw. unternom-
, um sich auf EU-Ebene für ein unabhängiges
päisches Kartellamt einzusetzen, wie es die

CDU, CSU und FDP in ihrem Koalitonsvertrag
(S. 18/132) angekündigt haben, und warum konnten
bisher noch keine wesentlichen Fortschritte erzielt
werden?
8. Abgeordneter
Manfred

Nink

(SPD)

Wie
indi
schu
bei
bewertet die Bundesregierung die Forderung,
viduelle Strafsanktionen gegen nachweislich
ldige Mitarbeiter/-innen und Manager/-innen

Kartellrechtsverstößen zur Verstärkung der Ab-
schreckung im europäischen Kartellrecht zu veran-
kern, und welche Schritte wird sie selbst unter-
nehmen, um eine adäquate europäische Regelung
zu erzielen?
9. Abgeordneter
Garrelt

Duin

(SPD)

We
aus
TSO
den
lche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
den Entscheidungen der Unternehmen TenneT

GmbH und RWE AG, neue Investitionen in
Ausbau von Windparkprojekten zu stoppen,

und wie bewertet die Bundesregierung die in diesem
Zusammenhang geäußerte Begründung, dass die nö-
tige Rechtssicherheit sowie belastbare Haftungsrege-
lungen für den Fall der Nichtverfügbarkeit oder
eines verspäteten Netzanschlusses fehlen?
10. Abgeordneter
Garrelt

Duin
(SPD)

Wie
schl
layv
gun
bewertet die Bundesregierung aktuelle Vor-
äge, die Finanzierung von Offshore- und Over-
erbindungen durch die Beteiligung der Übertra-
gsnetzbetreiber in Deutschland an einer deut-

schen Gleichstrom-Netzgesellschaft zu gestalten,
und was gedenkt die Bundesregierung insoweit zu
tun?
11. Abgeordneter
Ingo
Egloff

(SPD)

We
das
zug
anla
lche Schlüsse zieht die Bundesregierung daraus,
s Stromnetzbetreiber gewarnt haben, der Zeitver-
zwischen der Fertigstellung der Offshorewind-
gen und dem Anschluss ans Netz könne bis zu

42 Monate betragen, und die Offshoreanlagenerstel-
ler daraufhin damit gedroht haben, keine Offshore-
anlagen mehr zu erstellen, und mit welchen Maß-
nahmen will die Bundesregierung sicherstellen, dass
zukünftig die Offshoreanlagen ohne zeitliche Verzö-
gerung an das Netz angeschlossen werden können
und der Plan, bis 2020 10 Gigawatt Strom aus Off-
shorewindenergie zu erzeugen, tatsächlich eingehal-
ten werden kann?
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12. Abgeordnete
Ingrid

Nestle

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
der
zien
die
wird
sieht nach Einschätzung der Bundesregierung
Zeitplan für die Beratung der EU-Energieeffi-
zrichtlinie auf EU-Ebene aus (hier insbesondere
Frage, ob die Bundesregierung darauf hinwirken
, dass ein Beschluss noch während der däni-

schen EU-Ratspräsidentschaft erfolgt), und liegen
der Bundesregierung Informationen darüber vor,
wie der deutsche Vorschlag von anderen EU-Staaten
bewertet wird?
13. Abgeordnete
Ingrid

Nestle

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Kön
run
der
pro
Ene
nen nach dem neuen Konzept der Bundesregie-
g auch Einsparungen, die im Rahmen bestehen-
Programme (z. B. des CO2-Gebäudesanierungs-

gramms) durch bereits vor Inkrafttreten der EU-
rgieeffizienzrichtlinie durchgeführte konkrete

Maßnahmen (z. B. Wärmedämmung eines Einfami-
lienhauses) erzielt wurden, auf die Zielerreichung
des vorgeschlagenen 4,5-Prozent-Ziels zur Senkung
des Energieverbrauchs bzw. des 6,3-Prozent-Ziels
zur Steigerung der Energieeffizienz angerechnet
werden, und falls ja, bis zu welchem Jahr sollen be-
reits durchgeführte Maßnahmen rückwirkend auf
die zukünftigen Einsparziele angerechnet werden
können?
14. Abgeordneter
Oliver

Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf
effiz
zien
bzw
4,5
welcher Grundlage basieren die beiden Energie-
ienzziele von einer Steigerung der Energieeffi-
z von 6,3 Prozent innerhalb von drei Jahren
. der Senkung des Energieverbrauchs von
Prozent innerhalb von drei Jahren – bezogen auf

eine jeweils vorlaufende Referenzperiode –, und wie
passen diese Ziele in das von der Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel 2007 formulierte Ziel der Steige-
rung der Energieeffizienz bzw. der Reduzierung des
Primärenergieverbrauchs um 20 Prozent bis 2020?
15. Abgeordnete
Doris

Barnett
(SPD)

Wir
Tec
kün
ges,
d das Bundesministerium für Wirtschaft und
hnologie zu dem für den 15. März 2012 ange-
digten Termin im Rahmen des Wirtschaftsdialo-

bei dem die Ergebnisse des Gutachtens zu
Warnhinweisen bei Urheberrechtsverletzungen mit
Rechteinhabern und Diensteanbietern diskutiert
werden sollen, auch Vertreter der Verbraucher-
schutzorganisationen und der Zivilgesellschaft ein-
laden, und wenn nein, warum nicht?
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16. Abgeordnete
Beate

Walter-

Rosenheimer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
gen
gru
Exp
sind
prü
viele Anträge auf sogenannte Hermesdeckun-
sind seit dem 1. Januar 2007 ausschließlich auf-

nd einer negativ verlaufenen Umweltprüfung des
ortgeschäftes abgelehnt worden, und wie viele
trotz einer nicht völlig unbedenklichen Umwelt-

fung im gleichen Zeitraum zustande gekommen
(bitte jeweils Anträge mit Datum der Antragstel-
lung, mit Angabe der Höhe des Antrags, des Ziellan-
des sowie des Datums der Ablehnung für die erste
Teilfrage bzw. des Datums der Abwicklung für die
zweite Teilfrage auflisten)?
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
17. Abgeordnete
Heike

Hänsel

(DIE LINKE.)

Hat
Auf
pun
nua
sich die Menschenrechtslage in Libyen nach
fassung der Bundesregierung zum jetzigen Zeit-
kt gegenüber der Situation vor einem Jahr (Ja-
r 2011) eher verbessert oder verschlechtert, und

wie begründet sie diese Bewertung?
18. Abgeordnete
Heike

Hänsel

(DIE LINKE.)

Wie
rech
in L
Beg
bewertet die Bundesregierung die Menschen-
tssituation von Migranten aus Subsahara-Afrika
ibyen im Vergleich zum Januar 2011 (bitte mit
ründung)?
19. Abgeordneter
Dr. Diether

Dehm

(DIE LINKE.)

Wie
ge i
bewertet die Bundesregierung die Sicherheitsla-
n Libyen aktuell?
20. Abgeordneter
Dr. Diether

Dehm
(DIE LINKE.)

We
run
Gro
gan
lche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregie-
g aus der Analyse der International Crisis
up, wonach der regierende Nationale Über-
gsrat nicht die Kontrolle über Libyen hat?
21. Abgeordneter
Niema

Movassat

(DIE LINKE.)

Wie
Gef
Gef
viele von der Übergangsregierung kontrollierte
angenenlager in Libyen mit welcher Anzahl von
angenen sind der Bundesregierung bekannt?



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/8723– 9 –
22. Abgeordneter
Niema

Movassat

(DIE LINKE.)

Ist d
der
mit
wie
er Bundesregierung bekannt, welche Mitglieder
libyschen Übergangsregierung unmittelbar oder

telbar an Kriegsverbrechen beteiligt waren, und
geht sie mit diesen um?
23. Abgeordneter
Paul

Schäfer

(Köln)

(DIE LINKE.)

Mit
run
und
Wa
welchen Mitteln unterstützt die Bundesregie-
g in Libyen die Beseitigung von Kampfmitteln

die Entwaffnung von Milizen, und wie viele
ffen konnten bislang eingesammelt werden?
24. Abgeordnete
Kathrin

Vogler

(DIE LINKE.)

Ist
dur
ty I
gew
die Bundesregierung wegen der nicht zuletzt
ch die Aussagen der Hilfsorganisationen Amnes-
nternational und Ärzte ohne Grenzen bekannt
ordenen Folterungen und Misshandlungen von

Gefangenen in libyschen Lagern bereits bei den liby-
schen Behörden vorstellig geworden, und welche
weiteren Aktivitäten plant die Bundesregierung, um
den Druck auf die libyschen Behörden zur Abstel-
lung dieser Missstände zu erhöhen?
25. Abgeordnete
Kathrin

Vogler
(DIE LINKE.)

Hab
Inte
frei
Gef
en internationale Hilfsorganisationen wie das
rnationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK)

en und ungehinderten Zugang zu den libyschen
angenenlagern, und falls nein, was unternimmt

die Bundesregierung gegenüber den libyschen Be-
hörden, um diesen Zugang durchzusetzen?
26. Abgeordnete
Dr. Eva

Högl

(SPD)

We
die
auf
vom
lche „verschärften Kontrollmaßnahmen“ (vgl.
Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer
meine Mündliche Frage 4 in der Fragestunde

30. November 2011, Bundestagsdrucksache
17/145) hat die Bundesregierung mit Wirkung vom
1. Januar 2012 eingeführt, um private Hausange-
stellte stärker gegen Ausbeutung durch ausländische
Diplomaten/-innen zu schützen, und welche weite-
ren konkreten Maßnahmen zum Schutz und zur Un-
terstüzung von privaten Hausangestellten hat die
Bundesregierung in den letzten Monaten ergriffen?
27. Abgeordnete
Dr. Eva

Högl

(SPD)

Hat
der
Hou
rech
die Bundesregierung Elemente guter Praxis aus
Studie „Domestic Workers in Diplomats’

seholds“ des Deutschen Instituts für Menschen-
te vom Juni 2011 übernommen bzw. eingeführt,

und wenn ja, welche der Elemente wurden neu ein-
geführt?
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28. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inw
tion
eine
rika
die
iefern beteiligt sich die Bundesregierung konzep-
ell, personell und finanziell an der Errichtung
s EU-Operationszentrums für das Horn von Af-
, und was erwartet sie von diesem Zentrum für
laufenden und geplanten EU-Missionen und

-Operationen am Horn von Afrika?
29. Abgeordnete
Viola von

Cramon-Taubadel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
das
zu e
sion
der
lche Anzeichen hat die Bundesregierung dafür,
s ihre Bemühungen, die Regierung Usbekistans
iner Zustimmung zu einer IAO-Beobachtermis-
(IAO = Internationale Arbeitsorganisation) bei

Baumwollernte zu bewegen, dieses Jahr erfolg-
reicher sein wird als in den letzten Jahren, und aus
welchen Gründen setzt sie sich nicht für eine Unter-
suchungskommission nach Artikel 26 des IAO-Sta-
tuts ein?
30. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)

Lieg
vor
itali
land
en der Bundesregierung Erkenntnisse darüber
, dass deutsche Staatsbürger als Angestellte der
enischen Botschaft und Konsulate in Deutsch-

bei den am 5. März 2012 anstehenden Wahlen
zur betrieblichen Arbeitnehmervertretung nicht
wahlberechtigt sind, und falls dem so ist, sieht die
Bundesregierung politischen Handlungsbedarf, um
für den betroffenen Personenkreis einen Zugang zur
betrieblichen Mitbestimmung zu ermöglichen?
31. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
derz
Zuv
sow
zen
lche Angaben macht die Bundesregierung zur
eitigen Sicherheitslage in Afghanistan und zur
erlässigkeit der afghanischen Sicherheitskräfte
ie zu den Erfolgen bei der Gewinnung der Her-
der Afghanen angesichts der seit Tagen an-

dauernden landesweiten Unruhen unter Parolen wie
„Tod der NATO“, „Tod den Ausländern“ und des
Überlaufens von Sicherheitskräften mit ihren Waf-
fen zu den Demonstranten, nachdem die Bundesre-
gierung noch in ihrem Sicherheitsbericht Ende letz-
ten Jahres behauptet hatte, die Sicherheitslage sei
besser geworden, und welche Schlussfolgerungen
zieht die Bundesregierung aus diesen Ereignissen
für ihre Prognose für Ende 2014, nach der dann die
Sicherheitslage die vollständige Übergabe der Ver-
antwortung für die Sicherheit im ganzen Land allein
an die afghanischen Sicherheitskräfte erlauben wer-
de?
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32. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)

Wu
die
tige
wei
rde nach Auffassung der Bundesregierung durch
Stellungnahme des Bundesministers des Auswär-
n, Dr. Guido Westerwelle, wonach „[d]ie Ver-
gerung des Zugangs zu Atom-Installationen [...]

ein weiterer Verstoß Irans gegenüber der IAEO und
der internationalen Staatengemeinschaft“ sei, (be-
wusst) eine auch von den Medien verbreitete Fehl-
einschätzung verstärkt, wonach es Ziel der jüngsten
IAEO-Delegationsreise (IAEO = Internationale
Atomenergie-Organisation) in den Iran gewesen sei,
tatsächliche oder mutmaßliche Atom-Installationen
– insbesondere die Militäranlage Parchin – zu inspi-
zieren, obgleich der Delegationsleiter, Herman
Nackaerts, bereits vor der Abreise klarstellte, dass
ihr Ziel nicht Inspektionen, sondern lediglich Ge-
spräche hierüber sind (www.iaeo.org/newscenter/
news/2012/visit-iran.html), welche dann auch statt-
fanden, und wie schätzt die Bundesregierung die
Wirkung wiederholter Androhungen eines Krieges
bzw. von Luftschlägen durch ihre Verbündeten auf
die Bereitschaft der iranischen Führung ein, interna-
tionale Beobachter eine besonders auch für die irani-
sche Luftabwehr relevante Militärbasis mit einem
der größten Munitionsdepots und wichtigen Rüs-
tungsstandorten inspizieren zu lassen und somit zu
einer friedlichen Lösung des Atomstreites beizutra-
gen?
33. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)

We
die
ven
dere
lche Kenntnisse liegen der Bundesregierung über
Prüfung und Planung einer militärischen Inter-
tion in den einzelnen NATO-Staaten (insbeson-

USA, Türkei, Frankreich und Großbritannien)
gegen Syrien bzw. über die Vorbereitung einer ge-
meinsamen militärischen Intervention der Koalition
„Freunde Syriens“, zu der sich die USA, Großbri-
tannien, Frankreich und die Arabische Liga nach
dem Veto Chinas und Russlands im UN-Sicherheits-
rat zusammengeschlossen haben vor, die nach dem
Vorbild der sog. Koalition der Willigen im völker-
rechtswidrigen Krieg gegen Irak vorgehen soll und
über die bisherige Beteiligung des NATO-Mitglied-
staates Türkei an dem Bürgerkrieg in Syrien, die
sich besonders durch die Bewaffnung, Ausbildung
und Unterstützung einer Bürgerkriegspartei, der
„Freien Syrischen Armee“ kennzeichnet (vgl.
www.tagesanzeiger.ch/ausland/naher-osten-und-
afrika/Blauhelme-und-Waffenlieferungen/story/
31275263?dossier_id=965)?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
34. Abgeordneter
Andrej

Hunko

(DIE LINKE.)

Auf
Bun
sche
sche
welcher gesetzlichen Grundlage informiert das
desamt für Verfassungsschutz (BfV) ausländi-
Geheimdienste über Reisen einer Gruppe deut-

r Staatsangehöriger als angebliche Terrorismus-
unterstützer ins Ausland, wie es der Schriftsteller
Raul Zelik über eine Reisegruppe von 2005 nach
Kolumbien berichtete (http://tinyurl.com/6ub2ek9),
und inwiefern stellte die Bundesregierung in diesem
Einzelfall, aber auch in anderen Fällen sicher, dass
durch diese Praxis nicht Leib und Leben ihrer
Staatsangehörigen gefährdet werden, zumal der da-
malige Chef des kolumbianischen Geheimdiensts
DAS, mit dem das BfV kooperierte, als Hardliner
gegen Linke und Unterstützer paramilitärischer
Gruppen bekannt war, was letztes Jahr mit einer
Verurteilung zu 25 Jahren Gefängnis geahndet wur-
de, da ihm nachgewiesen wurde, dass er in seiner
Amtszeit den Todesschwadronen Listen zu ermor-
dender Gewerkschafter zuspielte?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
35. Abgeordneter
Alexander

Ulrich

(DIE LINKE.)

Inw
EU
16.
fizie
iefern sind die Bundesregierung oder andere
-Mitgliedstaaten durch den Ratsbeschluss vom
Dezember 2011 hinsichtlich der geplanten Rati-
rung des ACTA-Abkommens (ACTA = Anti-

Counterfeiting Trade Agreement) eine rechtliche
Verpflichtung zur Umsetzung von ACTA eingegan-
gen, wie es am 10. Februar 2012 im Handelspoli-
tischen Ausschuss von der EU-Kommission behaup-
tet wurde, und welche internationale Verantwor-
tung, wie es die EU-Kommission im Handelspoliti-
schen Ausschuss ebenfalls vorträgt, ist nach Ausle-
gung der Bundesregierung damit verbunden?
36. Abgeordneter
Dr. Konstantin

von Notz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
Bun
Tra
jüng
sion
ist die augenblickliche inhaltliche Position der
desregierung bezüglich des Anti-Counterfeiting
de Agreement – auch vor dem Hintergrund der
sten Entscheidung der Europäischen Kommis-
, das Abkommen durch den Europäischen Ge-

richtshof überprüfen lassen zu wollen –, und wie
wird der weitere Ratifizierungsprozess in Deutsch-
land in zeitlicher Hinsicht aussehen?
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37. Abgeordneter
Dr. Konstantin

von Notz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir
rau
beig
nern
die
d sich die Bundesregierung, die ja bereits vor ge-
mer Zeit der Friends-of-Transparency-Initiative
etreten ist, gegenüber den Verhandlungspart-

für eine Offenlegung sämtlicher Dokumente,
im Zusammenhang der einzelnen Verhandlungs-

runden erstellt wurden, einsetzen?
38. Abgeordnete
Agnes

Krumwiede

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
aus
rin
in i
201
begründet es die Bundesregierung, dass davon
zugehen ist, dass es, nachdem die Bundesministe-
der Justiz, Sabine Leutheusser-Schnarrenberger,
hrer Videobotschaft zu ACTA vom 8. Februar
2 gesagt hat, dass die Bundesregierung keinen

Gesetzgebungsbedarf zur Änderung des Urheber-
rechts sehe, den lange angekündigten sog. dritten
Korb der Urheberrechtsreform nicht mehr geben
wird?
39. Abgeordneter
Burkhard

Lischka

(SPD)

Ist d
der
dun
anb
ie Bundesregierung der Auffassung, dass das in
Vergleichenden Studie über Modelle zur Versen-
g von Warnhinweisen durch Internet-Zugangs-
ieter an Nutzer bei Urheberrechtsverletzungen

vorgeschlagene „vorgerichtliche Mitwirkungsmo-
dell“ als eine Kooperationsmöglichkeit anzusehen
ist, die der Verpflichtung in ACTA entspricht,
„Kooperationsbemühungen im Wirtschaftsleben zu
fördern, die darauf gerichtet sind, Verstöße gegen
Marken, Urheberrechte oder verwandte Schutzrech-
te wirksam zu bekämpfen“?
40. Abgeordneter
Burkhard
Lischka

(SPD)

Wir
Kor
eine
vor
d die Bundesregierung im Rahmen des dritten
bes zur Novellierung des Urheberrechtsgesetzes
Regelung für ein solches Warnhinweismodell

schlagen, und wann ist mit der Vorlage des drit-
ten Korbes zu rechnen?
41. Abgeordneter
Ingo

Egloff

(SPD)

Wie
terg
reit
verl
bewertet die Bundesregierung – vor dem Hin-
rund, dass sich die Fraktion der CDU/CSU be-
s für ein Warnhinweismodell bei Urheberrechts-
etzungen ausgesprochen und der Parlamentari-

sche Staatssekretär beim Bundesminister für Wirt-
schaft und Technologie, Hans-Joachim Otto, Provi-
der und Rechteinhaber aufgefordert hat, sich zügig
auf ein praktikables Warnhinweismodell zu einigen,
da sonst die Bundesregierung in der Pflicht sei, eine
gesetzliche Regelung vorzuschlagen, während die
Bundesministerin der Justiz, Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger, unter Berufung auf den Koali-
tionsvertrag erklärt hat, dass es in Deutschland kei-
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ne Sperrung von Internetzugängen wegen Urheber-
rechtsverletzungen und keine Warnhinweise geben
werde – entsprechende Warnhinweismodelle sowie
das vorgerichtliche Mitwirkungsmodell, und wird
die Bundesregierung Initiativen ergreifen, um ent-
sprechende Modelle umzusetzen?
42. Abgeordneter
Siegmund

Ehrmann

(SPD)

Ist
solc
letz
das
die Bundesregierung der Auffassung, dass ein
hes Warnhinweismodell bei Urheberrechtsver-
ungen als verhältnismäßig anzusehen ist und
s ein solches Modell einen wirksamen Beitrag

zur Bekämpfung von Rechtsverstößen leisten kann?
43. Abgeordneter
Siegmund
Ehrmann

(SPD)

Teil
reit
Wa
es
t die Bundesregierung die Auffassung, dass be-
s heute anstelle kostenintensiver Abmahnungen
rnhinweise verschickt werden könnten und dass
hierzu keiner Inpflichtnahme der Internetzu-

gangsanbieter bedürfte, und welche Erkenntnisse
hat die Bundesregierung darüber, warum nicht be-
reits heute – wenn die Vermeidung von Abmahnun-
gen das Ziel eines solchen vorgerichtlichen Mitwir-
kungsmodells sein soll – vor einer Abmahnung eine
aufklärende Warnung verschickt wird?
44. Abgeordneter
Martin

Dörmann

(SPD)

We
aus
Wa
hen
lche Konsequenzen wird die Bundesregierung
dem kürzlich veröffentlichten Gutachten zu

rnhinweisen bei Urheberrechtsverletzungen zie-
, und wie bewertet sie die Ergebnisse der ver-

gleichenden Studie hinsichtlich der Erkenntnisse
und Auswirkungen entsprechender Modelle zur
Aussendung von Warnhinweisen bei Urheberrechts-
verletzungen durch Internetzugangsanbieter in an-
deren EU-Mitgliedstaaten?
45. Abgeordneter
Martin

Dörmann

(SPD)

Wie
Stu
mod
bew
bewertet die Bundesregierung das mit dieser
die vorgeschlagene vorgerichtliche Mitwirkungs-
ell aus rechtspolitischer Perspektive, und wie
ertet die Bundesregierung ein solches Modell im

Hinblick auf seine verfassungsrechtliche und euro-
parechtliche Vereinbarkeit?
46. Abgeordnete
Brigitte

Zypries

(SPD)

Ist
Wa
bzw
der
die Bundesregierung der Auffassung, dass ein
rnhinweismodell bei Urheberrechtsverletzungen
. vorgerichtliches Mitwirkungsmodell angesichts
damit einhergehenden Grundrechtseingriffe auf

freiwilliger Basis im Rahmen einer Selbstregulierung
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umgesetzt werden könnte, oder teilt die Bundesre-
gierung die Auffassung, dass dies – sollte sich der
Gesetzgeber tatsächlich dafür entscheiden – allen-
falls auf gesetzlicher Grundlage erfolgen kann?
47. Abgeordnete
Brigitte

Zypries

(SPD)

We
sun
geä
lche rechtlichen Vorgaben müssten nach Auffas-
g der Bundesregierung hierfür geschaffen oder
ndert werden und in welcher Form?
48. Abgeordneter
Lars

Klingbeil

(SPD)

Wie
keit
von
rich
bewertet die Bundesregierung die Notwendig-
eines Warnhinweismodells zur Bekämpfung
Urheberrechtsverletzungen bzw. eines vorge-

tlichen Mitwirkungsmodells, wie es die Studie
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Techno-
logie vorschlägt, vor dem Hintergrund der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofes z. B. in
seiner Entscheidung „Scarlet Extended“ (Rs. C-70/
10), und teilt die Bundesregierung die Auffassung,
dass ein solches Modell nach den Vorgaben des
Europäischen Gerichtshofes europarechtswidrig
wäre?
49. Abgeordneter
Lars

Klingbeil

(SPD)

Teil
dera
dern
Rec
t die Bundesregierung die Auffassung, dass eine
rtige Inpflichtnahme von Internetzugangsprovi-
als „Hilfssheriffs“ auf eine Privatisierung der

htsdurchsetzung hinausläuft, und ist die Bundes-
regierung der Auffassung, dass dies aus verfassungs-
rechtlicher Sicht zulässig ist?
50. Abgeordnete
Doris
Barnett

(SPD)

We
Gut
vom
ein
lche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus dem
achten des Europäischen Gerichthofes (EuGH)
8. März 2011, welches zu dem Schluss kommt,

geplantes EU-Patentgericht würde gegen euro-
päisches Recht verstoßen, und welche Anstrengun-
gen hat die Bundesregierung unternommen, um
dafür Sorge zu tragen, dass bei einer Errichtung des
EU-Patentgerichtes der Sitz in Deutschland angesie-
delt wird?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
51. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Hat
von
der
Wä
se d
die Bundesregierung, beispielsweise aufgrund
Mitteilungen der portugiesischen Regierung,

Europäischen Zentralbank, des Internationalen
hrungsfonds oder der EU-Kommission, Hinwei-
arauf, dass zusätzliche Unterstützung für Portu-

gal oder eine Anpassung der bisherigen Hilfsmaß-
nahmen für Portugal notwendig werden könnte, und
wenn ja, seit wann?
52. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Hat
Wo
Reg
der
che
der Bundesminister der Finanzen, Dr.
lfgang Schäuble, Mitgliedern der portugiesischen
ierung gegenüber Aussagen über die Haltung
Bundesregierung zu einer möglichen zusätzli-

n Unterstützung für Portugal oder zu einer mög-
lichen Anpassung der bisherigen Hilfsmaßnahmen
gemacht?
53. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
neu
tens
der
eins
wird die Bundesregierung sicherstellen, dass die
en Finanzhilfen für Griechenland über mindes-

130 Mrd. Euro nur ausgezahlt werden, wenn
zugesagte Schuldenschnitt aller Privatgläubiger
chließlich der Hedgefonds über mindestens

53 Prozent diesmal auch tatsächlich vollzogen wird,
nachdem die Finanzhilfen für Griechenland vom
Mai 2010 in Höhe von 110 Mrd. Euro weitgehend
ausgezahlt wurden, ohne dass der damals fest verein-
barte Schuldenschnitt von 21 Prozent für Privatgläu-
biger bis heute realisiert wurde und nachdem rechts-
verbindliche schriftliche Zusagen bisher wieder nicht
vorliegen und bis zu den Iden des März vermutlich
nicht vorliegen werden, und aus welchen Gründen
hält die Bundesregierung ausgerechnet deutsche
Bundesminister (insbesondere den Bundesminister
der Finanzen) für besonders geeignet, der griechi-
schen Regierung und dem griechischen Volk ultima-
tiv Auflagen anzukündigen und zu machen, wie das
aufgezwungene radikale Sparpaket vor allem zu
Lasten der sozial Schwachen in Griechenland durch-
gesetzt und dies sogar mittels EU-Verwalter und
Sperrkonto abgesichert werden soll?
54. Abgeordnete
Dr. Barbara

Höll

(DIE LINKE.)

Mit
den
(So
sche
welchen fiskalischen Belastungen durch
Sonderfonds für Finanzmarktstabilisierung

FFin), infolge von Abschreibungen auf griechi-
Staatsanleihen bei der FMS Wertmanagement

AöR nach der Einigung der Finanzminister zu
einem Schuldenschnitt für Griechenland, rechnet
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die Bundesregierung, und teilt die Bundesregierung
weiterhin die Aussage des Bundesministers der
Finanzen, Dr. Wolfgang Schäuble, „alle Maßnah-
men, mit denen wir es Griechenland ermöglicht ha-
ben, für einige Jahre nicht die Finanzmärkte in An-
spruch nehmen zu müssen und an der Gesundung
seiner Wirtschaft zu arbeiten, haben den deutschen
Steuerzahler bisher nichts gekostet“ (DER SPIE-
GEL vom 15. August 2011)?
55. Abgeordnete
Dr. Barbara

Höll

(DIE LINKE.)

We
der
halt
gru
lche Risiken sieht die Bundesregierung infolge
aktuell sinkenden Steuereinnahmen für die Ein-
ung der Schuldenbremse auch vor dem Hinter-
nd der beabsichtigten Steuerentlastung durch das

Gesetz zum Abbau der kalten Progression, und wel-
cher Vorgang führte zu dem einmaligen Sonderef-
fekt, der nach Berichten der „Süddeutsche Zeitung“
vom 23. Februar 2012, das Steueraufkommen zu-
nächst um 1,6 Mrd. Euro erhöht habe, der aber im
Laufe dieses Jahres zu einer Rückerstattung in
gleichem Umfang führe?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
56. Abgeordneter
Heinz

Paula

(SPD)

We
übe
gen
weh
lche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung
r die berufsspezifischen Risiken und Gefährdun-
der langjährig Beschäftigten bei den Werkfeuer-
ren in der chemischen Industrie vor, und inwie-

weit sind die Regelungen in Zusammenhang mit der
Anhebung des Renteneintrittsalters auf die Situation
dieser Berufsgruppe abgestimmt?
57. Abgeordneter
Heinz

Paula

(SPD)

Ist
das
Mit
mit
der Hinweis von kommunaler Seite zutreffend,
s bei der Personalkostenerstattung für städtische
arbeiterinnen und Mitarbeiter in den Jobcentern
§ 16 der Verwaltungskostenfeststellungsverord-

nung (in Kraft getreten zum 1. Januar 2012) finan-
zielle Lasten für Versorgungsaufwendungen der Be-
amten vom Bund auf die Kommunen abgewälzt
werden, und wie wird diese Änderung zulasten der
Kommunen vonseiten des Bundes sachlich begrün-
det?
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58. Abgeordnete
Gabriele

Hiller-Ohm

(SPD)

We
Ver
der
zug
lche Position vertritt die Bundesregierung in den
handlungen auf EU-Ebene zur Überarbeitung
Modernisierungsrichtlinie (2003/51/EG) in Be-
auf gesetzliche Offenlegungspflichten für Unter-

nehmen hinsichtlich der sozialen und ökologischen
Bedingungen entlang der Produktions- und Liefer-
ketten, insbesondere vor dem Hintergrund der im
ARD-Magazin „Monitor“ vom 2. Februar 2012 er-
schienenen Aussagen der Bundesministerin für Ar-
beit und Soziales, Dr. Ursula von der Leyen, dass
Diskussionen mit der EU-Kommission geführt wer-
den, „für welche Bereiche es Berichtspflichten geben
soll“ und dass die Bundesministerin für den Dialog
„offen“ sei?
59. Abgeordnete
Gabriele

Hiller-Ohm

(SPD)

We
aus
EU
tun
lche Schlussfolgerungen hat die Bundesregierung
der Mitteilung der EU-Kommission „Eine neue
-Strategie (2011–14) für die soziale Verantwor-
g der Unternehmen (CSR)“ (KOM(2011) 681

endgültig) gezogen, und welche Maßnahmen er-
greift die Bundesregierung, damit Unternehmen
ihrer Verantwortung entlang der Produktions- und
Lieferketten verstärkt nachkommen?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
60. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir
das
Bun
che
für
d die Bundesregierung unter der Voraussetzung,
s der Bundesrat dem am 23. Februar 2012 im
desratsausschuss für Agrarpolitik und Verbrau-

rschutz beschlossenen Antrag zur Übergangsfrist
bestehende Kleingruppenhaltungen bei Legehen-

nen ebenfalls zustimmt, diesen Beschluss in einer
Verordnung umsetzen?
61. Abgeordneter
René

Röspel

(SPD)

Hat
Staa
der
che
der im Februar 2011 vom Parlamentarischen
tssekretär Dr. Gerd Müller in der Antwort zu
Schriftlichen Frage 59 auf Bundestagsdrucksa-
17/4813 der Abgeordneten Cornelia Behm

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) angekündigte
Runde Tisch zur Aquakultur inzwischen stattgefun-
den, und falls ja, mit welchem Ergebnis?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
62. Abgeordneter
Andrej

Hunko

(DIE LINKE.)

We
che
titu
nen
lche weitergehenden Überlegungen oder Abspra-
n wurden zur Beschaffung von weiteren High-Al-
de-Long-Endurance- / Imagery-Intelligence-Droh-

(HALE/IMINT) für den NATO-Verband Al-
liance Ground Surveillance angestellt bzw. getrof-
fen, wie es die Bundesregierung in der Bundestags-
drucksache 17/8893 in einem Nebensatz vorträgt,
und inwiefern wäre bei der beabsichtigten Stationie-
rung in Sigonella/Sizilien hierzu die Bewilligung der
italienischen Regierung einzuholen, zumal es sich
nach Angaben der Bundesregierung um eine „natio-
nale Beistellung“ handelt, die Drohnen also von der
Bundeswehr stationiert und betrieben werden?
63. Abgeordneter
Paul

Schäfer

(Köln)

(DIE LINKE.)

We
Air
Ope
erbr
dar
lche Unterstützungsleistungen hat das European
Transport Command (EATC) für die NATO-
ration Unified Protector in welchem Zeitraum
acht, und welchen Anteil hatte die Bundeswehr

an?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
64. Abgeordnete
Heidrun

Dittrich

(DIE LINKE.)

Wie
lass
196
(Bu
stellt sich die Belegungsstatistik (Zugänge, Ent-
ungen und Todesfälle) in den Jahren 1950, 1955,
0, 1965 und 1970 in deutschen Kinderheimen
ndesrepublik Deutschland und Deutsche Demo-

kratische Republik zusammen) dar, und welche
Gründe für die Todesfälle sind der Bundesregierung
bekannt (inklusive Todesfälle von Kindern, die aus
Heimen in Krankenhäuser gebracht wurden und
dort verstorben sind)?
65. Abgeordnete
Heidrun

Dittrich

(DIE LINKE.)

Wie
wur
Auf
und
viele Anträge für den „Fonds Heimerziehung“
den bislang gestellt, und wie stellt sich deren
schlüsselung nach abgeschlossenen, abgelehnten
unbearbeiteten Vorgängen dar (bitte nach Bun-

desländern aufschlüsseln)?
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66. Abgeordnete
Beate

Walter-

Rosenheimer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
28.
Seg
terz
dem
Fra
nn plant die Bundesregierung, nachdem sie am
Februar 2012 in Genf im Rahmen des Highlevel
ment des UN-Menschenrechtsrates an der Un-
eichnerzeremonie teilgenommen hat und nach-

die Bundesministerin für Familie, Senioren,
uen und Jugend, Dr. Kristina Schröder, im Rah-

men dessen für Deutschland das Zusatzprotokoll
zur UN-Kinderrechtskonvention die Individualbe-
schwerde betreffend unterzeichnet hat, einen Ge-
setzentwurf zur Ratifizierung dieses Zusatzproto-
kolls in den Deutschen Bundestag einzubringen?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
67. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)

We
Sich
200
siste
lche Erfahrungen und Ergebnisse gibt es aus
t der Bundesregierung mit dem im Sommer

9 verabschiedeten Gesetz zur Regelung des As-
nzpflegebedarfs im Krankenhaus für Menschen

mit Behinderung, und inwieweit sieht die Bundesre-
gierung hinsichtlich der Ausweitung auf Einrichtun-
gen nach § 107 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch sowie des betroffenen Personenkreises und der
Nachjustierung von Durchführungsbestimmungen
Änderungs- bzw. Ergänzungsbedarf?
68. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)

Wie
dem
Ass
sche
viele Menschen mit Behinderung haben seit
Inkrafttreten des Gesetzes zur Regelung des

istenzpflegebedarfs im Krankenhaus für Men-
n mit Behinderung entsprechende Assistenzleis-

tungen beim Aufenthalt im Krankenhaus, in Reha-
einrichtungen sowie bei stationären Kuren in An-
spruch genommen, und welche Mehrkosten waren
damit für die öffentliche Hand verbunden?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
69. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wo
ter
Pet
lich
hin und mit welchen Zielen hat der Bundesminis-
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung Dr.

er Ramsauer in dieser Legislaturperiode dienst-
e Auslandsreisen unternommen?



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/8723– 21 –
70. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
Bud
Leit
und
teuer waren diese Reisen, und wie hoch ist das
get für solche Reisetätigkeiten der politischen
ung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau
Stadtentwicklung?
71. Abgeordneter
Gustav

Herzog

(SPD)

Rec
Tec
fric
Tra
hnet die Bundesregierung mit der Zulassung der
hnik der sogenannten LL-Sohle (low noise, low
tion) bis zur Einführung eines lärmabhängigen
ssenpreissystems zum Fahrplanwechsel 2012/

2013, und welche Maßnahmen ergreift sie, um die-
sen Termin zu halten?
72. Abgeordneter
Gustav

Herzog
(SPD)

Wir
Abs
men
wen
d die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur
chaffung des Schienenbonus noch vor der parla-
tarischen Sommerpause 2012 vorlegen, und
n nein, warum nicht?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
73. Abgeordnete
Cornelia

Behm

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
risc
wes
FVA
die
s unternimmt die Bundesregierung, um die Baye-
he Staatsregierung dazu zu bewegen, der Nord-
tdeutschen Forstlichen Versuchsanstalt (NW-

) doch noch die Daten und Zahlen zu liefern,
sie aus Bayern braucht, um das Forschungs- und

Entwicklungsvorhaben „Natürliche Waldentwick-
lung als Ziel der Nationalen Strategie zur biologi-
schen Vielfalt (NWE5)“ im Auftrag der Bundesre-
gierung abschließen zu können?
74. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
ode
desr
lear
in B
lche gemeinsamen Erklärungen, Vereinbarungen
r Ähnliches wurden kürzlich zwischen der Bun-
epublik Deutschland und Kasachstan im Nuk-
bereich abgegeben bzw. getroffen (insbesondere
ezug auf Ressourcen, Abfallstoffe, Technologien

oder Forschung; ggf. bitte mit Angabe des betreffen-
den Bundesministeriums und Datums), und welche
derartigen Erklärungen, Vereinbarungen oder Ähn-
liches wurden nach Kenntnis der Bundesregierung
kürzlich zwischen Kasachstan und deutschen Wirt-
schaftsvertretern abgegeben bzw. getroffen?
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75. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
heit
chu
ford
zum
sieht das Arbeitsprogramm der Reaktor-Sicher-
skommission (RSK) für die weiteren Untersu-
ngen und die Erarbeitung neuer Sicherheitsan-
erungen nach der ersten RSK-Stellungnahme
Stresstest der deutschen Atomkraftwerke aus,

das die RSK seit letztem Sommer bis dato verfolgt
hat und wie ihr entsprechendes weiteres Arbeitspro-
gramm (bitte differenzierte Angaben nach Themen-/
Arbeitsbereichen mit Terminplan und kurzer Erläu-
terung machen)?
76. Abgeordnete
Bärbel

Höhn
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
Gre
ben
rab
schi
rden analog zur angekündigten Absenkung der
nzwerte für die radioaktive Belastung von Le-
smitteln in Japan auch die EU-Grenzwerte he-
gesetzt, und wenn dies nicht automatisch ge-
eht, wird sich die Bundesregierung für deren An-

passung nach unten auf das neue japanische Niveau
einsetzen?
77. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
Abs
bela
vert
ten
beurteilt die Bundesregierung die angekündigte
enkung des Grenzwertes für die innere Strahlen-
stung von 5 Millisievert pro Jahr auf 1 Millisie-
pro Jahr in Japan, und welche Grenzwerte gel-

in Deutschland?
78. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Soll
in H
übe
wie
202
die jährliche Absenkung des Ausbaukorridors
öhe von 400 Megawatt für Photovoltaikanlagen

r 2017 hinaus fortgeführt werden, und falls ja,
hoch wäre der Ausbaukorridor dann im Jahr

0?
79. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Mit
desr
den
Jah
tovo
welchen Vermarktungserlösen rechnet die Bun-
egierung für Strom aus Photovoltaikanlagen in
nächsten 20 Jahren, und wie hoch sind dieses

r insgesamt die Vergütungsabsenkungen für Pho-
ltaikanlagen der Größenordnung größer als 10

bis zu 30 Kilowatt (bitte Angabe zwischen reiner
Vergütungsabsenkung sowie unter Berücksichtigung
eines Vermarktungsanteils von 10 Prozent ohne
Eigenverbrauch differenzieren)?
80. Abgeordneter
Oliver

Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Mit
den
201
qua
der
welcher Begründung hat die Bundesregierung
Vorschlag der EU-Kommission vom 4. Oktober

1 zur Umsetzung des Artikels 7a der Kraftstoff-
litätsrichtlinie, welcher eine Berücksichtigung
Lebenszyklustreibhausgasemissionen von Kraft-
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stoffen vorsieht, im Komitologieverfahren nicht un-
terstützt, und welche Position wird die Bundesregie-
rung bei den weiteren Verhandlungen zur Umset-
zung in diesem Punkt der Richtlinie vertreten vor
dem Hintergrund ihrer eigenen Klimaschutzbemü-
hungen und des weiterhin offenen Ausgangs nach
der Überweisung an den EU-Umweltrat?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
81. Abgeordnete
Veronika

Bellmann

(CDU/CSU)

Wa
leist
verö
dam
nn werden die Beratungsstellen für Beratungs-
ungen im Rahmen der „Bildungsprämie“ (Erst-
ffentlichung am 2. Dezember 2011) zertifiziert,
it die beschlossenen Prämiengutscheine durch

die betroffenen Bürgerinnen und Bürger eingelöst
werden können?
82. Abgeordneter
Kai

Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
aus
dien
min
öffe
lche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
der aktualisierten „Vorausberechnung der Stu-
anfängerzahlen 2012–2025“, die die Kultus-
isterkonferenz (KMK) am 10. Februar 2012 ver-
ntlicht hat und die allein für die Laufzeit der

zweiten Phase des Hochschulpaktes bis 2015 von zu-
sätzlichen 357 000 Sudienanfängern ausgeht bzw.
von rund 749 000 in der Zeitspanne 2011 bis 2020,
und wann wird die Bundesregierung gemäß dem Be-
schluss der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz
vom 29. März 2011, der auf der Konferenz der Re-
gierungschefinnen und der Regierungschefs der
Länder mit der Bundeskanzlerin am 9. Juni 2011 in
Berlin ausdrücklich begrüßt wurde, weitere Gesprä-
che mit den Ländern aufnehmen, um eine Auswei-
tung des Hochschulpaktes nach Maßgabe der oben
genannten aktualisierten KMK-Prognose auf den
Weg zu bringen?



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


